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�berarbeitung der RL 2001/29/EG entschieden.34 Wenn
aber nicht einmal mehr Juristen ohne Weiteres die Frage
beantworten kçnnen, wann eine çffentliche Wiedergabe
vorliegt, kannman den Nutzern – wie der Sch�lerin im Fall
„Renckhoff “ – kaum einen Vorwurf machen, wenn ihnen
auch 2018 nicht bewusst ist, dass das Vervielf�ltigen und
Wiedereinstellen eines urheberrechtlich gesch�tzten Wer-
kes eine Urheberrechtsverletzung darstellt. Dies darf je-

doch nicht zu einer Beschr�nkung der Urheberrechte durch
Hinweispflichten oder technische Schutzmaßnahmen f�h-
ren, sondern erfordert sowohl Aufkl�rung und Information
als auch ein gesetzgeberisches T�tigwerden f�r die Schaf-
fung eines zeitgem�ßen Urheberrechts.

34 Vgl. nur Rauer/Ettig, K&R 2017, 7, 13; Schierholz, ZUM 2018, 135.

David Saive, Oldenburg*

Volldigitale Eigentums�bertragung mithilfe
von asset backed tokens

Im Internet der Dinge wird die virtuelle Welt immer st�rker
mit der physischen Lebensrealit�t miteinander verwoben.
Das Ziel ist die vollst�ndige Vernetzung des Alltags. Wie
sich diesen Entwicklungen auf das analoge Sachenrecht
auswirken, ist jedoch vçllig unklar. Der Beitrag soll daher
zur vermehrten Auseinandersetzung mit der k�nftigen Rol-
le der Dinge im Internet anregen.

I. Volldigitale Blockchain-�bereignung

Die Blockchain-Technologie schickt sich an, alle Bereiche
des t�glichen Lebens zu revolutionieren. Mit ihrer Hilfe
soll die Digitalisierung des Alltags gelingen. Fraglich ist
jedoch, ob das Recht auf die Digitalisierung im Allgemei-
nen und die Blockchain-Technologie im Speziellen vor-
bereitet ist. Der Verfasser ist der Frage nachgegangen, ob
eine volldigitale Sacheigentums�bertragung unter Ver-
wendung der Blockchain-Technologie de lege lata mçg-
lich und sinnvoll ist. Volldigital meint in diesem Zusam-
menhang die vollst�ndige Digitalisierung der nach den
§§ 929 ff. BGB erforderlichen Einigung und �bergabe
von Sachen. Die Blockchain dient dabei nicht nur als
dezentrales Registerbuch, in dem die �bereignungen als
Transaktionsdaten gespeichert werden, sondern bildet den
gesamten �bereignungsprozess rechtsverbindlich ab. Der
Beitrag soll zeigen, dass diese Form der volldigitalen
Eigentums�bertragung weit weniger futuristisch klingt,
als es zun�chst erscheinen mag. Auf welchen Grundlagen
diese Blockchain-�bereignung fußt, wird im Folgenden
gekl�rt.

II. Die Blockchain-Technologie

Die Blockchain stellt ein vollst�ndig auf Peer-to-Peer-
Technologie (P2P-Technologie) aufgebautes digitales Re-
gisterbuch dar, in dem Transaktionsinformationen in chro-
nologischer Ordnung bei allen Netzwerkteilnehmern (no-
des)1 parallel und identisch gespeichert werden. Kernst�ck
der Systemarchitektur ist das sog. Hashing. Dies ist ein
kryptographisches Verfahren, bei dem jedem Ausgangs-
wert ein neuer zugeordnet wird, ohne dass ein R�ckschluss
auf den Ausgangswert mçglich ist.2 Mehrere Transaktio-
nen werden in der Blockchain in Blçcken zusammenge-
fasst. Vergleichbar sind diese Blçcke mit der Seite eines
Registerbuchs. Ein Block wird herkçmmlicherweise da-

durch erstellt, dass ein sog. hash puzzle gelçst werden
muss, das erheblichen Recheneinsatz erfordert. Der Inhalt
des hash puzzles kann z. B. die Suche nach einer Zahl sein,
welche dem Datensatz des Blocks hinzugef�gt werden
muss, damit der Gesamthashwert des Blocks mit einer 0
beginnt.3 Das hash puzzle l�sst sich nur durch Ausprobie-
ren lçsen.4 Ist das hash puzzle gelçst und der neue Block
somit gehasht, wird der Block der Blockchain hinzugef�gt.
Jeder Block enth�lt den Hashwert seines Vorg�ngers.5 Wie
in einem Strickmuster werden die Blçcke so miteinander
verkn�pft.6 Ver�ndert sich die Information eines Blocks,
beeinflusst dies den jeweiligen Hashwert des Blocks. Da
jeder Block den Hashwert des Vorg�ngers enth�lt, ver�n-
dert sich auch der Hashwert des Nachfolgers. Wie in einem
Strickmuster m�ssten daher bei einem Fehler alle Blçcke
r�ckwirkend bis zu dem Punkt, an dem der Fehler auf-
getreten ist, geçffnet werden, um den Fehler zu korrigie-
ren.7 Erst dann kann mit der Fortsetzung der Kette begon-
nen werden. Dieses, als proof of work bezeichnete Ver-
fahren sorgt aufgrund des erheblichen Rechenaufwandes
f�r eine derzeit faktische Unver�nderbarkeit der Trans-
aktionsdaten.8 Weniger energieintensiv ist das sog. proof
of stake. Bei diesem Verfahren kommt es nicht mehr allein
auf die Rechenleistung, sondern vereinfacht auf die Hçhe
der Anteile innerhalb des Netzwerks an.9

Die Besonderheit der Blockchain liegt darin, dass jeder
node eine Doppel- bzw. Mehrfachrolle zukommt. Zum
einen speichert jede node die gesamte Transaktionshistorie
auf eigenem Speicher ab. Zudem validieren alle nodes
gleichzeitig jede einzelne Transaktion, die der Blockchain
hinzugef�gt werden soll. Dar�ber hinaus versuchen alle
nodes gleichzeitig, einen neuen Block durch Lçsung des
hash puzzles der Blockchain hinzuzuf�gen.10

K&R 10/2018 Saive, asset backed tokens 615

* Mehr �ber den Autor erfahren Sie auf S. XII.
1 Drescher, Blockchain-Basics, 2017, S. 11.
2 Beutelspacher/Neumann/Schwarzpaul, Kryptographie in Theorie und

Praxis, 2. Aufl. 2010, S. 8.
3 Sixt, Bitcoins und andere dezentrale Transaktionssysteme, 2017, S. 40.
4 Drescher (Fn 1), S. 90.
5 Kaulartz, CR 2016, 474, 476.
6 Drescher (Fn. 1), S. 123.
7 Drescher (Fn. 1), S. 124.
8 Brenig, Transparency through Digital Consensus: The Bitcoin Technology

and Beyond, 2017, S. 42.
9 https://bitcoinmagazine.com/articles/what-proof-of-stake-is-and-why-it-

matters-1377531463/ (abgerufen am 7. 9. 2018).
10 Drescher (Fn. 1), S. 159 f.



III. Der numerus clausus des Sachenrechts und
seine Ausnahmen

Die Gestaltungsmçglichkeiten im Sachenrecht sind durch
den Typenzwang oder numerus clausus der sachenrecht-
lichen Rechtsinstitute begrenzt. Durch Parteivereinbarung
kçnnen diese nicht erweitert oder modifiziert werden.11

Die �bereignung von Fahrnissen und Immobilien kann nur
nach den in §§ 929 ff. BGB bzw. §§ 873, 925 BGB fest-
geschriebenen Abl�ufen vollzogen werden. F�r die �ber-
eignung beweglicher Sachen ist neben der Einigung zwi-
schen den Parteien auch die �bergabe oder ein �bergabe-
surrogat sowie das Einigsein der Parteien im Zeitpunkt der
�bergabe erforderlich. Die �bergabe ist notwendig, da
Publizit�tstr�ger des Eigentums an beweglichen Sachen
der Besitz, also die tats�chliche Sachherrschaft �ber selbi-
ge ist.12 �bergabe i. S. d. § 929 S. 1 BGB meint den voll-
st�ndigen Besitzverlust auf Ver�ußererseite, bei gleichzei-
tigem Erwerb irgendeiner Besitzposition auf Erwerbersei-
te.13

1. �bergabesurrogate

Die �bergabesurrogate aus den §§ 929 ff. BGB stellen
sogleich die erste Lockerung des Publizit�tsgrundsatzes
dar. Nach § 931 BGB gen�gt f�r den Eigentums�bergang
die Abtretung des Herausgabeanspruchs des mittelbaren
Besitzers, ohne dass der unmittelbare Besitz wechselt.

2. Geheißerwerb

Eine weitere Ausdehnung erf�hrt der Typenzwang des
Sachenrechts durch das Rechtsinstitut des Geheißerwerbs.
Unter Einschaltung von Hilfspersonen auf Erwerber und
Erwerberseite, die weder Besitzmittler f�r den Ver�ußerer
oder Erwerber darstellen, kann die Sache rechtswirksam
�bergeben und damit �bereignet werden.14

3. Traditionspapiere

Durch den Einsatz von Traditionspapieren wird der Besitz
als Publizit�tstr�ger noch weiter seiner Bedeutung beraubt.
Die ausschließlich im Transportrecht bestehenden Traditi-
onspapiere Lagerschein, Ladeschein und Konnossement
verbriefen als Wertpapier den jeweiligen Herausgabean-
spruch des aus dem Dokument Berechtigten. Die eigent-
liche Traditionsfunktion der Dokumente liegt darin, dass
anstelle der �bergabe des Gutes nunmehr gem. §§ 448,
475 g bzw. 524 HGB die �bertragung des Wertpapiers
treten kann. Umstritten ist jedoch, wie die �bereignung
unter Einsatz der Traditionspapiere dogmatisch zu bewer-
ten ist:

Nach der absoluten Theorie ersetze die �bergabe des
Papiers die �bergabe des Gutes nach § 929 S. 1 BGB
vollends. Soll das Eigentum an einem Gut �bertragen
werden, �ber das ein Konnossement ausgestellt und bege-
ben wurde, gen�ge die �bergabe des Konnossements, um
die nach § 929 S. 1 BGB sachenrechtlich erforderliche
�bergabe am Gut zu ersetzen.

Die relative Theorie ordnet die �bereignung des Gutes
mittels Traditionspapieren der �bereignung gem. §§ 929
S. 1, 931 BGB zu. Durch die �bereignung des Papiers
w�rde (konkludent) der Herausgabeanspruch am Gut ab-
getreten.15

Die Vertreter der Repr�sentationstheorie ordnen die �ber-
eignung des Gutes �ber das ein Konnossement ausgestellt
wurde, dem § 929 S. 1 BGB zu.16 Das Konnossement

verkçrpere als Traditionspapier den mittelbaren oder un-
mittelbaren Besitz am Gut, der durch �bergabe des Kon-
nossements �bertragen werde.

Nach der wertpapierrechtlichen Theorie handelt es sich bei
der �bereignung des Gutes mittels Traditionspapiers um
eine �bereignung sui generis, die sich nicht den §§ 929 ff.
BGB unterordnen ließe. Dabei fungiere die �bergabe des
Traditionspapiers als �bergabesurrogat des Gutes17 bzw.
fingiere die Besitzer�bertragung des Gutes, soweit dies f�r
das Sachenrecht relevant sei.18

Durch Annahme der wertpapierrechtlichen Theorie
kommt der gesetzgeberischen Konzeption der Traditions-
papiere insgesamt eine Funktion zu. Diese normieren ein
weiteres �bergabesurrogat, das neben denen des BGB
steht. Folgt man den anderen Ansichten, entsteht sp�tes-
tens im Rahmen des gutgl�ubigen Erwerbs ein Bruch der
sachenrechtlichen Logik. Durch den Besitz und die bei
Orderpapieren notwendige Indossierung erh�lt der Inha-
ber des Traditionspapiers einen Publizit�tstr�ger f�r den
Besitz an der Sache. Dieser ist ausreichend, um den
gutgl�ubigen Erwerb der G�ter als bewegliche Sachen,
der sich ansonsten nach den §§ 929 ff. BGB bemisst, zu
erweitern.

4. Elektronischer Wertpapierhandel

Die transportrechtlichen Traditionspapiere sind nicht die
einzigen Wertpapiere, deren �bertragung rechtlich be-
sonderes ausgestaltet ist, um den Transfer und die damit
verbundene �bertragung des zugrundeliegenden Wertes
zu vereinfachen und zu beschleunigen.19 Auch der mo-
derne Wertpapierhandel unterliegt einem speziellen
Rechtsregime. In Zeiten weltumspannenden Aktienhan-
dels w�re es f�r die Eigentums�bertragung von Aktien
unmçglich, jedes Mal zu verlangen, dass die Urkunde in
Papierform �bergeben wird. Insbesondere vor dem Hin-
tergrund von Sekundenhandel und Daytrading, die es
ermçglichen, große Mengen von Wertpapieren innerhalb
weniger Sekunden von einer Person zur n�chsten zu
�bertragen, w�re das Erfordernis einer papiergest�tzten
Urkunde ein Anachronismus. Um auf diese Entwicklun-
gen zu reagieren, wurden die §§ 18 und 24 DepotG ge-
schaffen.

Gem. § 9 a Abs. 1 DepotG kann eine sog. Sammelurkunde
bzw. Globalurkunde �ber eine Gesamtheit von Wertpapie-
ren erstellt werden. Dieses Vorgehen ist f�r alle in § 1
Abs. 1 DepotG genannten Wertpapiere erçffnet. Die Sam-
melurkunde wird von dem Verwahrer an eine Wertpapier-
sammelbank zur Verwahrung �bergeben. Soll bspw. eine
Aktie aus diesem Bestand �bertragen werden, gen�gt f�r
die �bereignung gem. §§ 18 Abs. 3, 24 DepotG entweder
die Absendung eines St�ckeverzeichnisses an seinen Kun-
den oder die Einr�umung des Miteigentums an der Global-
urkunde.
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11 Gaier, in: M�Ko BGB, 7. Aufl. 2017, Einl. SachenR Rn. 11.
12 Gaier, in: M�Ko BGB (Fn. 11), Einl. SachenR Rn. 11.
13 Berger, in: Jauernig BGB, 17. Aufl. 2018, § 929 Rn. 8.
14 Kindl, in: BeckOK BGB, Stand: 1. 5. 2018, § 929 Rn. 31.
15 Rabe, TranspR 2015, S. 429, 431.
16 BGH, 12. 3. 1952 – I ZR 90/51, BB 1952, 386, 386; BGH, 27. 10. 1967 –

I b ZR 157/65, NJW 1968, 591, 592; Hakenberg, in: Ebenroth/Boujong/
Joost/Strohn, HGB, 3. Aufl. 2015, § 363 Rn. 18; Schaps/Abraham, See-
handelsrecht, 4. Aufl. 1978, § 650 Rn. 11.

17 Schnauder, NJW 1991, 1642, 1646; Zçllner, Wertpapierrecht, 1987,
S. 156 f.

18 Herber, in: M�Ko HGB, 3. Aufl. 2014, § 524 Rn. 15.
19 Sch�fer/Hoffmann, GWR 2016, 478, 478.



5. Zwischenfazit: Besitz ist nicht alles

Der Typenzwang des Sachenrechts wird durch verschie-
dene rechtliche Konstruktionen erweitert bzw. durchbro-
chen. Vom gesetzgeberischen Grundgedanken des Besit-
zes als Publizit�tstr�ger wird an verschiedenen Stellen
abgewichen. Der Gesetzgeber hat dem technischen Fort-
schritt und der damit einhergehenden Beschleunigung des
Rechtsverkehrs bereits an verschiedenen Stellen Rechnung
getragen. Daher steht der numerus clausus neuen Tech-
nologieformen wie der Blockchain prima facie nicht im
Wege.

IV. Die Blockchain-�bereignung

Wie eine Blockchain-Transaktion ablaufen kçnnte, zeigt
der folgende Abschnitt.

1. Asset backed tokens

Die Grundlage jeder �bereignung mittels Blockchain-
Technologie bildet ein sog. asset backed token. Dieser
fungiert als digitales Abbild eines realen Wertgegenstan-
des.20 Um den Realwert zu transferieren, soll es gen�gen,
den asset backed token �ber die Blockchain an den desig-
nierten Empf�nger der Transaktion zu versenden.21 Die
Blockchain-Technologie ist hierzu in der Lage.22 F�r die
volldigitale �bereignung einer Sache �ber die Blockchain
w�rde dies bedeuten, dass die Transaktion zum einen die
dingliche Einigung, als auch die �bergabe repr�sentieren
muss.

2. Anwendung des Immobiliarsachenrechts,
§§ 873, 925 BGB analog

Ein Lçsungsansatz kçnnte sein, �ber eine Analogie der
§§ 873, 925 BGB zu dem gew�nschten Ergebnis zu ge-
langen. Durch Einigung bzw. Auflassung und Eintragung
in das Grundbuch werden Immobilien �bereignet. An-
kn�pfungspunkt f�r die Publizit�t ist nicht der Besitz an
der Immobilie, sondern die Grundbuchposition. Da die
Blockchain wie ein digitales Registerbuch funktioniert,
stellt sich die Frage, ob die f�r eine Analogie erforderliche
planwidrige Regelungsl�cke und vergleichbare Interessen-
lage vorliegen.

Die §§ 873, 925 BGB enthalten keinerlei Bestimmungen
�ber den Eigentums�bergang von Fahrnissen. Dabei han-
delt es sich jedoch um keine Regelungsl�cke, da der Ei-
gentums�bergang von Mobilien in den §§ 929 ff. BGB
geregelt ist. Auch bez�glich des „wie“ einer Eigentums-
�bertragung enthalten die §§ 873, 925 BGB keine Rege-
lungsl�cke. Vorgeschrieben ist gem. § 925 Abs. 1 BGB die
notarielle Beglaubigung. Daher fehlt es schon an einer
Regelungsl�cke, die eine Analogie ermçglichen w�rde.

3. Digitales Traditionspapier

Der asset backed token entspricht seiner Grundkonzeption
nach einem digitalen Traditionspapier. Auch dessen �ber-
tragung soll die �bergabe der Sache ersetzen. Insofern
erscheint es naheliegend, die Vorschriften �ber digitale
Traditionspapiere analog anzuwenden. Diese finden sich
in den §§ 443 Abs. 3, 475 c Abs. 4 und 516 Abs. 2 HGB.
Die genannten Normen fungieren als digitale �ffnungs-
klauseln und stellen den papiergest�tzten Traditionspapie-
ren ihr digitales funktionelles �quivalent gleich. Diese
Rechtsauffassung h�tte zur Folge, dass die �bereignung
der Sache nicht ohne �bertragung des tokens erfolgen

kçnnte. Dieser w�rde insoweit Sperrwirkung entfalten,
sodass Anspr�che aus dem token nur von dem Inhaber
desselben geltend gemacht werden kçnnten.

Fraglich ist daher, ob sich die Regelungen �ber die Tradi-
tionspapiere in ihrer Gesamtheit auf die �bereignung mit-
tels Blockchain analog anwenden ließen. Auch hierf�r
m�sste eine planwidrige Regelungsl�cke vorliegen. Um
dies zu ergr�nden, ist es erforderlich zu verstehen, welche
Anspr�che durch die Traditionspapiere verbrieft werden.

Das Konnossement verbrieft die Anspr�che gegen den
Verfrachter auf Befçrderung und Ablieferung,23 der Lade-
schein die entsprechenden Anspr�che gegen den Fracht-
f�hrer24 und der Lagerschein dieselben Anspr�che gegen
den Lagerhalter.25 Obgleich allen genannten Traditions-
papieren gemein ist, dass sie sich auf fracht- oder trans-
portrechtliche Vertragsverh�ltnisse beziehen, stellen sie
dennoch konstitutive Wertpapiere dar. Mit der Begebung
eines solchen Wertpapiers tritt ein neuer Anspruch des aus
dem Papier Berechtigten gegen den Frachtf�hrer, Ver-
frachter oder Lagerhalter neben die frachtvertraglichen
Anspr�che.26 Insofern handelt es sich nur um halbkausale
Wertpapiere. Daher kçnnte auf das Vorliegen eines fracht-
vertraglichen Verh�ltnisses komplett verzichtet werden
und eine Analogie f�r jede Form von Anspruchsverbrie-
fung w�re denkbar. Nach h.M. handelt es sich bei den
Vorschriften �ber die kaufm�nnischen Traditionspapiere
jedoch um nicht analogief�hige Ausnahmevorschriften.27

Daf�r spricht insbesondere ihre systematische Einbettung
in den transportrechtlichen Kontext. Daher erscheint eine
Anwendung dieser Normen außerhalb des Transportrechts
als fernliegend.

4. Abtretung des Herausgabeanspruchs
gem. §§ 929, 931 BGB

Letztlich kçnnte in der �bersendung des tokens eine �ber-
eignung i. S. d. §§ 929, 931 BGB gesehen werden. Voraus-
setzung hierf�r ist neben der dinglichen Einigung �ber den
Eigentums�bergang auch die Abtretung eines Herausgabe-
anspruchs �ber die im token repr�sentierte Sache, soweit
sich diese im Besitz eines Dritten befindet.

In der Absendung des tokens vom Absender an den Emp-
f�nger kçnnte die konkludente Einigung beider Parteien
sowohl �ber den Eigentums�bergang i. S. d. § 929 S. 1
BGB als auch die zur Abtretung des Herausgabeanspruchs
erforderliche Einigung gem. § 398 BGB erblickt werden.
Beide Einigungen kçnnen formlos und konkludent erfol-
gen.28 Mithin auch �ber die Blockchain.

K&R 10/2018 Saive, asset backed tokens 617

20 Lewis, A gentle introduction to digital tokens, https://bitsonblocks.net/
2015/09/28/a-gentle-introduction-to-digital-tokens (abgerufen am 7. 9.
2018).

21 Sprengnether/W�chter, Die Bank 1/2018, 48, 49.
22 M�ller/Meyer/Gschwend/Henschel, Conceptual Framework for Legal &

Risk Assessment of Blockchain Crypto Property v. 26. 9. 2017, https://
www.mme.ch/fileadmin/files/documents/Publikationen/170927_Magazin
beitrag_BCP_Genesis_Version.pdf (abgerufen am 7. 9. 2018).

23 Herber, in: M�Ko HGB (Fn. 18), § 524 Rn. 11.
24 Merk, in: Baumbach/Hopt HGB, 38. Aufl. 2018, § 444 Rn. 1.
25 Frantzioch, in: M�Ko HGB (Fn. 18), § 475 d Rn. 9
26 F�r das Konnossement: Herber, Seehandelsrecht, § 30 a. E.; f�r den Lade-

schein: Herber, in: M�Ko HGB (Fn. 18), § 444 Rn. 19; f�r den Lager-
schein: Heublein, in: Ebenroth/Boujong/Joost/Strohn (Fn. 16), § 475 d
Rn. 3.

27 BGH, 17. 5. 1971 – VIII ZR 15/70 (KG), NJW 1971, 1608, 1609; Langen-
bucher, in: M�Ko HGB (Fn. 18), § 363 Rn. 82.

28 Kindl, in: BeckOK BGB (Fn. 14), § 931 Rn. 7., § 929 Rn. 9.



a) Anzeige oder Urkunde �ber die Abtretung

Allerdings bestimmen § 403 BGB, dass der neue Gl�ubi-
ger der Forderung auf Verlangen des Altgl�ubigers eine
Urkunde �ber die Abtretung ausstellen muss. Ist eine sol-
che Urkunde ausgestellt worden, muss der Schuldner gem.
§ 410 Abs. 1 BGB nur gegen Vorlage der Urkunde die
Forderung begleichen. Die Abtretungsurkunde muss der
Form des § 129 BGB gen�gen, also çffentlich beglaubigt
worden sein.29 Durch die Blockchain kann dieser Form
nicht entsprochen werden.

Allerdings bestimmt §§ 409 Abs. 1, 410 Abs. 2 BGB, dass
anstelle der Abtretungsurkunde auch eine Abtretungsan-
zeige treten kann. Hat der Gl�ubiger dem Schuldner gem.
§ 409 Abs. 1 S. 1 BGB die Abtretung angezeigt, so muss
der Gl�ubiger diese gegen sich gelten lassen, selbst wenn
tats�chlich keine Abtretung vorgenommen wurde. Frag-
lich ist daher, ob der Eintrag in der Blockchain-Datenbank
dieser Anzeige gen�gt.

Sinn und Zweck der Norm ist es, den Schuldner vor
unzutreffenden Informationen �ber die Forderung zu
sch�tzen.30 Die Abtretungsanzeige selbst unterliegt keinen
Formvorschriften.31 Allerdings handelt es sich dabei um
eine rechtsgesch�fts�hnliche Handlung32 und setzt daher
ein aktives Tun des Gl�ubigers in Richtung des Schuldners
voraus. Die bloße Mçglichkeit der Kenntnisnahme durch
einen Blick in die Blockchain gen�gt daher nicht. Zudem
entf�llt das Urkundenerfordernis aus § 410 Abs. 1 BGB
erst dann, wenn die Anzeige gem. § 410 Abs. 2 BGB
schriftlich erfolgt ist. Dabei handelt es sich um einen Fall
des § 126 Abs. 1 BGB, weswegen ein Ersatz durch elek-
tronische Form unstatthaft ist.33 Folglich m�sste auch im
Falle der Abtretungsanzeige eine Erkl�rung „off-chain“ in
Schriftform erfolgen, um den gesetzlichen Anforderungen
zu gen�gen. Dies hat f�r die Wirksamkeit der Abtretung
und den damit verbundenen �bergang des Eigentums
keine Auswirkungen.

b) Irreversibilit�t der Blockchain im Kontext
der �bereignung

Aufgrund der Irreversibilit�t der Blockchain treten jedoch
Schwierigkeiten auf. Die R�ckabwicklung von Block-
chain-Transaktionen ist je nach Ausgestaltung der Netz-
werk-Architektur noch nicht ohne Weiteres mçglich.34

Dies steht der Blockchain-�bereignung �ber §§ 929, 931
BGB nicht im Wege. Selbst wenn die erforderlichen Wil-
lenserkl�rungen �ber die Blockchain abgegeben werden,
heißt das nicht zugleich, dass auch die R�ckabwicklung
�ber die Blockchain erfolgen muss. Weder die Anfech-
tungs-, R�cktritts- oder Widerrufserkl�rung gem. §§ 142,
349, 355 BGB koppeln die Form der Erkl�rung an die der
urspr�nglichenWillenserkl�rung, die zum Vertragsschluss
gef�hrt hat. Im Gegensatz zu der Lçsung �ber die Rege-
lungen der Traditionspapiere entfaltet der token keine
Sperrwirkung. Die Blockchain-Datenbank schafft ledig-
lich einen weiteren Publizit�tstr�ger.

c) Gutgl�ubiger Erwerb bei Blockchain-�bereignungen

Dieser gelangt jedoch dann an seine Grenzen, wenn eine
Transaktion bzw. �bereignung „off-chain“ r�ckabgewi-
ckelt wurde, ohne dass eine �nderung der Blockchain
vorgenommen wurde. Insoweit muss auf § 934 BGB ab-
gestellt werden. Fraglich ist daher, ob der Erwerber einer
Sache vom Nichtberechtigten erwerben kann, wenn ein
anderer als Berechtigter in der Blockchain eingetragen

wurde oder im umgekehrten Falle der materiell Berechtig-
te nicht in der Blockchain eingetragen wurde.

Gegenstand des guten Glaubens ist die Eigentumsposition
des Ver�ußerers.35 Ist der Ver�ußerer als Eigent�mer in die
Blockchain eingetragen und besteht eine l�ckenlose Trans-
aktionshistorie zu ihm, spr�che dies f�r einen guten Glau-
ben des Erwerbers, wenn ihm der Eintrag in der Block-
chain bekannt ist. Umgekehrt w�re der Erwerber wohl
bçsgl�ubig, wenn die materielle Berechtigung des Ver-
�ußerers nicht in die Blockchain eingetragen wurde. An
dieser Stelle erçffnen sich Parallelen zur Zulassungsbe-
scheinigung Teil II eines Kfz. Nach st�ndiger Rechtspre-
chung handelt der Erwerber eines Kfz grob fahrl�ssig,
wenn er sich beim Erwerb eines Gebrauchtwagens die
Zulassungsbescheinigung Teil II bzw. den Fahrzeugbrief
nicht vorzeigen l�sst.36 Genauso handelt der Erwerber
einer Sache, die in einem token repr�sentiert ist, grob
fahrl�ssig, wenn er sich den entsprechenden Eintrag in
der Blockchain nicht zeigen l�sst. In konsequenter Anwen-
dung der Rechtsprechung zur Zulassungsbescheinigung
Teil II37 begr�ndet der Umstand, dass der Ver�ußerer seine
Berechtigung durch die Blockchain nicht belegen kann,
Nachforschungspflichten des Erwerbers.

Fraglich ist jedoch, ob auch der gute Glaube daran, dass
kein token �ber die Sache erstellt wurde, gesch�tzt ist. Der
unberechtigte Ver�ußerer einer Sache kçnnte sich durch
den Vortrag freihalten, dass �ber die Sache �berhaupt kein
Blockchain-Eintrag oder token existiere und somit den
Erwerber der Sache von der weiteren Recherche abh�lt.
In einem �hnlich gelagerten Fall zum Namenslagerschein,
der kein Traditionspapier ist, hat der BGH zu dieser Frage
bereits Stellung bezogen.38 Nach der Auffassung des BGH
sch�tzt § 934 BGB nicht den guten Glauben daran, dass
keine die Abtretung erschwerende Vereinbarung getroffen
worden ist. Dabei beruft er sich auf eine �ltere Entschei-
dung des BGH, wonach § 934 BGB auch nicht die Tatsa-
che sch�tzt, dass keine Verbriefung des Herausgabean-
spruchs �ber die Sache in einem Orderlagerschein, der
seinerseits ein Traditionspapier ist, vorgenommen wur-
de.39 Wendet man diese Entscheidungen auf die Block-
chain an, so kann sich auch der Erwerber einer Sache, die
in einer Blockchain eingetragen wurde, nicht darauf beru-
fen, es habe �berhaupt kein Eintrag �ber die Sache bestan-
den, die eine Bçsgl�ubigkeit h�tte begr�nden kçnnen.

5. Was zu beweisen war

Der volldigitale und gutgl�ubige Eigentumserwerb �ber
die Blockchain gem. §§ 931, 934 BGB ist schon jetzt
mçglich. Auch die Schwierigkeiten, welche die Irreversi-
bilit�t der Blockchain aufwerfen, kçnnen �berwunden
werden. Allerdings entstehen durch die R�ckabwicklung
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29 Rohe, in: BeckOK BGB (Fn. 14), § 402 Rn. 8.
30 Rohe, in: BeckOK BGB (Fn. 14), § 409 Rn. 1.
31 Rohe, in: BeckOK BGB (Fn. 14), § 409 Rn. 5; Roth/Kieninger, in: M�Ko
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32 Roth/Kieninger, in: M�Ko BGB (Fn. 11), § 409 Rn. 9.
33 Roth/Kieninger, in: M�Ko BGB (Fn. 11), § 409 Rn. 9.
34 Zu den Mçglichkeiten der R�ckabwicklung ausf�hrlich: Saive, R�ckab-

wicklung von Blockchain-Transaktionen, in: Taeger (Hrsg.), Rechtsfragen
Digitaler Transformationen – Gestaltung digitaler Ver�nderungsprozesse
durch Recht, 2018, S. 371 - 380.

35 Kindl, in: BeckOK BGB (Fn. 14), § 932 Rn. 12.
36 Statt aller: BGH, 2. 12. 1958 – VIII ZR 212/57, VersR1959, 204 L; BGH,

13. 9. 2006 – VIII ZR 184/05, NJW 2006, 3488, 3489.
37 BGH, 13. 4. 1994 – II ZR 196/93, NJW 1994, 2022, 2023.
38 BGH, 25. 5. 1979 – I ZR 147/77, NJW 1979, 2037, 2038.
39 BGH, 27. 10. 1967 – I b ZR 157/65, NJW 1968, 591, 592.



der �bereignungen „off-chain“ Inkongruenzen zwischen
materieller und blockchainbasierter Berechtigung, die den
gutgl�ubigen Erwerb erschweren. Diese Probleme sind
dem Rechtsanwender jedoch schon im Zusammenhang
mit der Zulassungsbescheinigung Teil II ein Begriff.

V. Ausblick Grundbuch- und Schiffsregisterrecht

Im Fokus dieser Abhandlung standen die Mobiliarsachen-
rechte. Der Grund f�r die Beschr�nkung auf Fahrnisse liegt
darin, dass f�r das Immobiliarsachenrecht die strengen
Voraussetzungen des Grundbuchrechts erf�llt sein m�ssen
und eine Digitalisierung des Grundbuchs noch nicht in
Sicht ist.40 Gleiches gilt f�r das Schiffsregister. Dennoch
eignen sich beide Registerformen gut als Anwendungs-
felder der Blockchain. Daf�r muss jedoch von der Kon-
zeption des Grundbuchs oder Schiffsregisters als Public
Blockchain abgewichen werden. Wenn diese Register als
Private/Permissioned Blockchain ausgestaltet werden,41
kann zum einen der Kreis derjenigen reduziert werden,
der �berhaupt Einsicht in das Register erhalten soll und
zweitens ist damit das Problem gelçst, dass ansonsten jede
node �ber die Rechtm�ßigkeit der Eintr�ge entscheiden
m�sste. Lediglich die Notare und Grundbuch�mter w�ren
als node dazu berechtigt, Eintr�ge zu verifizieren. Wilsch
verkennt diese Mçglichkeiten und spricht daher der Block-
chain-Technologie die F�higkeit ab, derartige Register zu
digitalisieren.42

Der vorliegende Anwendungsfall macht deutlich, dass es
nicht die eine Blockchain gibt. Vielmehr bedarf jedes
Einsatzgebiet einer neuen Konzeption der zugrundeliegen-
den Algorithmen.43 Wenn von vornherein rechtliche
Aspekte in die Anforderungsanalyse mit einbezogen wer-
den, steht der Digitalisierung neuer Anwendungsbereiche
nichts im Wege.

40 Wilsch, DNotZ 2017, 763, 764.
41 Lehner, in: Hennemann/Sattler, 2. Assistententagung Gr�ner Bereich,

2017, S. 43, 47.
42 Wilsch, DNotZ 2017, 763, 764.
43 Wiefling/Lo Iacono/Sandbrink, DuD 2017, 482, 486.

Rechtsprechung
Gerichtsstand bei Persçnlichkeitsrechts-
verletzungen im Internet
EuGH, Urteil vom 31. 5. 2018 – C-306/17
Volltext-ID: KuRL2018-619, www.kommunikationundrecht.de

�va Nothartov� ./. S�mson J�zsef Boldizs�r
ECLI:EU:C:2018:360

Verfahrensgang: Tatab�nyai Tçrv	nysz	k (Gerichtshof Tatab�nya, Ungarn),
17. 5. 2017

Art. 8 Nr. 3 VO (EU) Nr. 1215/2012

Art. 8 Nr. 3 der VO (EU) Nr. 1215/2012 des Europ�i-
schen Parlaments und des Rates vom 12. 12. 2012 �ber
die gerichtliche Zust�ndigkeit und die Anerkennung
und Vollstreckung von Entscheidungen in Zivil- und

Handelssachen ist dahin auszulegen, dass er in einem
Fall, in dem der Beklagte bei dem Gericht, das f�r die
Entscheidung �ber eine Verletzung der Persçnlich-
keitsrechte des Kl�gers, die darin bestehen soll, dass
Fotos und Videoaufnahmen ohne dessen Wissen ge-
macht wurden, zust�ndig ist, eineWiderklage auf Scha-
densersatz aus deliktischer oder quasi deliktischer Haf-
tung des Kl�gers insbesondere f�r die Beschr�nkung
seiner geistigen Schçpfung, die Gegenstand der Klage
ist, erhebt, auf nicht ausschließlicher Basis anwendbar
ist, wenn das Gericht im Zuge der Pr�fung der Wider-
klage die Frage beurteilen muss, ob die Handlungen,
auf die der Kl�ger seine eigenen Anspr�che st�tzt,
rechtm�ßig sind. (Tenor des Gerichts)

Sachverhalt

Das Vorabentscheidungsersuchen betrifft die Auslegung
von Art. 8 Nr. 3 der VO (EU) Nr. 1215/2012 des Europ�i-
schen Parlaments und des Rates vom 12. 12. 2012 �ber die
gerichtliche Zust�ndigkeit und die Anerkennung und Voll-
streckung von Entscheidungen in Zivil- und Handelssa-
chen (ABl. 2012, L 351, S. 1).

Dieses Ersuchen ergeht im Rahmen eines Rechtsstreits, in
dem Frau �va Nothartov� (Im Folgenden: Frau N.) gegen
Herrn S�mson J�zsef Boldizs�r (im Folgenden: Herr B.)
klagt, der ihr Recht am eigenen Bild und Ton verletzt
haben soll. In diesem Zusammenhang hat Herr B. eine
Widerklage erhoben.

Frau N., eine slowakische Staatsangehçrige mit Wohnsitz
in der Slowakei, erhob gem�ß Art. 4 Abs. 1 der VO
Nr. 1215/2012 beim vorlegenden Gericht, dem Tatab�nyai
Tçrv	nysz	k (Gerichtshof Tatab�nya, Ungarn), gegen
Herrn Boldizs�r, einen ungarischen Staatsangehçrigen
mit Wohnsitz in Ungarn, Klage auf Feststellung einer
Verletzung ihres Rechts am eigenen Bild und Ton. Sie
tr�gt vor, Herr B. habe ohne ihr Wissen Fotos und Video-
aufnahmen gemacht, die er dann in Videos eingef�gt und
im Internet, insbesondere auf der Website YouTube, ver-
breitet habe.

Der Beklagte des Ausgangsverfahrens erhob beim vor-
legenden Gericht eine Widerklage auf Schadensersatz. Er
macht erstens geltend, dass durch die Klage die Verbrei-
tung seiner geistigen Schçpfungen auf der Website You-
Tube behindert werde. Zweitens habe ihn die Kl�gerin
des Ausgangsverfahrens unter irrt�mlicher Verwendung
des Namens seines Vaters verklagt und damit sein Na-
mensrecht sowie das Piet�tsrecht verletzt. Drittens habe
sie das amtliche Kennzeichen seines Fahrzeugs genannt
und damit das „Persçnlichkeitsrecht des Fahrzeugs“ ver-
letzt.

Der Tatab�nyai Tçrv	nysz	k (Gerichtshof Tatab�nya) hat
beschlossen, das Verfahren auszusetzen und demGerichts-
hof eine Frage zur Vorabentscheidung vorzulegen.

Zur Vorlagefrage

17 Mit seiner Frage, die aus zwei Teilen besteht, die
zusammen zu pr�fen sind, mçchte das vorlegende Gericht
wissen, ob Art. 8 Nr. 3 der VO Nr. 1215/2012 dahin aus-
zulegen ist, dass er unter Ausschluss jeder anderen in
dieser Verordnung vorgesehenen Regel eines besonderen
Gerichtsstands in einem Fall anwendbar ist, in dem der
Beklagte bei dem Gericht, das f�r die Entscheidung �ber
eine Verletzung der Persçnlichkeitsrechte des Kl�gers, die
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